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q In der heftig geführten Diskussion zur 
Arbeitszeit von Spitalsärzten hat der 
Gesetzgeber mit einer Novelle des Kran-
kenanstalten- und Kuranstaltengesetzes 
(KAKuG) reagiert. Nach (noch) geltender 
Rechtslage muss in Zentralkrankenanstal-
ten der ärztliche Dienst so eingerichtet 
sein, dass uneingeschränkt die Anwesen-
heit von Fachärzten aller in Betracht kom-
menden Sonderfächer gegeben ist. Diese 
Vorgabe war nicht nur überschießend, 
sondern auch unpräzise, weshalb der 
Gesetzgeber nunmehr die Änderung der 
Rufbereitschaftsregelungen im Parlament 
beschlossen hat.

Rufbereitschaft statt Anwesenheit
Durch die Ergänzung des § 8 Abs 1 Z 2 
KAKuG soll nun die Möglichkeit geschaf-
fen werden, in nicht klinischen Sonderfä-
chern sowie in jenen Fällen, in denen dies 
nicht aufgrund akuten Komplikationsma-
nagements erforderlich ist, bei Nacht-, 
sowie vorübergehend bei Wochenend- 
und Feiertagsdiensten, von einer ständi-
gen Anwesenheit von Fachärzten abzuse-
hen, wenn stattdessen eine Rufbereit-
schaft eingerichtet ist.

Keine Rufbereitschaft darf in den Abtei-
lungen Anästhesiologie, Intensivmedizin, 
Chirurgie, Innere Medizin, Frauenheil-
kunde und Geburtshilfe, Kinder- und 
Jugendheilkunde, Neurochirurgie, Psychi-
atrie und Unfallchirurgie eingerichtet wer-
den. Hier ist weiterhin die dauernde 
Anwesenheit eines Facharztes in der Kran-
kenanstalt erforderlich.

Sichere Versorgung
Mit der Novelle führt der Gesetzgeber 
auch den Begriff des Komplikationsma-
nagements ein, das die medizinische Ver-
sorgung sicherstellen soll. Dies geschieht 
fortan zweigeteilt: Die akute medizinische 
Notfallversorgung erfolgt von den dau-
ernd anwesenden Fachärzten, während 
die Routinearbeiten in den Stationen mit 
Rufbereitschaft ausschließlich durch Tur-
nusärzte erfolgt. Bei Notfällen, die die 
Anwesenheit eines nicht anwesenden 
Facharztes erfordern, besteht jederzeit die 
Möglichkeit, diesen im Rahmen der Ruf-
bereitschaft anzufordern.

Unklarheiten finden sich jedoch auch 
in der neuen Regelung: Die Rufbereit-
schaft im Wochenend- und Feiertags-
dienst soll nur vorübergehend zulässig 
sein. Damit will der Gesetzgeber vor-
schreiben, dass die Abwesenheit aus der 
Krankenanstalt nur eine begrenzte Zeit-
spanne umfassen darf. Doch funktioniert 
eine Mischung aus Arbeitszeit- und Rufbe-
reitschaft überhaupt?

Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz
Diese Frage bringt uns mitten in den 
Brandherd des Krankenanstaltenrechts: in 
das Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz 
(KA-AZG). Eine der vielen Besonderheiten 
dieses Gesetzes ist nämlich, dass die Ruf-
bereitschaft darin nicht geregelt ist. Die 
Folge sind diverse Auslegungs- und 
Abgrenzungsprobleme, die letztlich von 
Gerichten gelöst werden müssen. 
Die Rufbereitschaft verpflichtet den Arzt 
zwar zur ständigen Erreichbarkeit, aber 
nicht zur ständigen Anwesenheit am 
Arbeitsort. Der Arzt muss sich außerhalb 
der Krankenanstalt frei bewegen können, 
wobei der Bewegungsradius insoweit ein-
geschränkt werden kann, als er in ange-
messener Zeit in der Krankenanstalt 
erscheinen muss.

Zur Angemessenheit können keine kla-
ren Aussagen getroffen werden: Aus einer 
OGH-Entscheidung aus dem Jahr 2007, 
die jedoch nur den Vergütungsanspruch 
behandelte, lässt sich ableiten, dass die 
Pflicht, innerhalb von 30 Minuten in der 
Krankenanstalt zu erscheinen, zulässig ist. 
Demgegenüber erkannte das deutsche 
Bundesarbeitsgericht die Pflicht, binnen 
20 Minuten anwesend zu sein, als zu ein-
schränkend. Daher handelte es sich in die-
sem Fall um keine Rufbereitschaft, son-
dern um normale Arbeitszeit.

Unterbrechung der Ruhezeit
Die bloße Rufbereitschaft hingegen ist 
nicht als Arbeitszeit zu qualifizieren, wes-
halb sie auch während der Ruhezeiten ver-
einbart werden kann. Die Ruhezeiten wer-
den jedoch unterbrochen, wenn der Arzt 
Arbeitsleistungen zu erbringen hat, bei-
spielsweise wenn er aufgrund eines Not-
falles ins Spital geordert wird. Dies hat 
erhebliche Konsequenzen: Das KA-AZG 
sieht vor, dass dem Arzt nach Beendigung 
der Tagesarbeitszeit eine ununterbro-
chene Ruhezeit von elf Stunden zu gewäh-
ren ist. 

Unterbricht der Arzt diese Ruhezeit, 
weil er im Rahmen der Rufbereitschaft ins 
Spital muss, so steht dem Arzt neuerlich 
eine ununterbrochene Ruhezeit von elf 
Stunden zu. Der Arzt darf somit erst wie-
der nach elf Stunden einen neuen Dienst 
antreten. Hierdurch kann es zu erhebli-
chen Versorgungslücken der Patienten 
kommen.

Die umfassenden Probleme im Ärztear-
beitsrecht sind durch die neue Novelle 
jedenfalls nicht gelöst, sondern nur um 
eine Facette reicher. Klare Regelungen 
fehlen ebenso wie klare Konzepte. Eine 
Beruhigung der Lage ist nicht in Sicht, 
bedenkt man, dass die jetzigen Regeln nur 
Übergangsbestimmungen sind.  n 

neue rufbereitschaftsregeln 
in Krankenanstalten
Das Ärztearbeitsrecht ist durch die neue Novelle um eine Facette reicher. 
Sind durch die Übergangsbestimmungen Versorgungslücken vorprogrammiert?
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